


























































be erzeugen, wir werden unsere ganze Rü­
stung darauf abstellen, ihr müßt euch sichern 
so gut ihr könnt." Abschließend machte er 
nochmal deutlich, worum es ihm einzig ging: 
"Glauben Sie mir, die Angst vor der Atombom­
be ist etwas Emotionales, und dieses Emotio­
nalen Herr zu werden, nachdem das deutsche 
Volk diesen letzten Krieg hat über sich erge­
hen lassen müssen, wird sehr schwer sein." 
Keinerlei Verzicht. Als Problem wurde allein 
angesehen, der Ablehnung der Atombewaff­
nung in der Bevölkerung Herr zu werden. 

Schlagzeilen machte das Streben der BRD 
auch nach einer eigenen H-Bombe nochmal 
im Vorfeld der Auseinandersetzungen um den 
Atomwaffensperrvertrag. Im März 1963 be­
hauptete die belgisehe Zeitung "Le Soir", 
Bonn arbeite an einer eigenen A- und H-Bom­
be. Der Mangel an praktischen Erfahrungen 
mit Atomversuchen könne in ein oder zwei 
Jahren durch Zusammenarbeit mit Frank­
reich oder Spanien ausgeglichen werden. Ir­
gendein afrikanischer Staat könnte außerdem 
seinen "Luftraum" zur Verfügung stellen. 
Auf dem Gebiet der A-und H-Bombenfor­
schung sollten laut "Le Soir" die Deutschen 
sogar viel weiter sein als die Franzosen und 
Engländer (21). Dazu mußman/frausich ver­
gegenwärtigen, daß Frankreich seinen ersten 
H-Bombentest 1968 durchführte, Großbritan­
nien aber bereits seit 1957 durch die USA über 
H-Bomben verfügte. 

Die technisch-industriellen Potenzen zur Um­
setzung von Forschungen an Wasserstoffbom­
ben wären in der BRD allemal gegeben. Das 
sollte in Ansätzen bereits mit den Prolifera­
tionsskandalen zu Beginn dieses Jahres deut­
lich geworden sein. Die Produktionsmöglich­
keiten in diesem Bereich sind seit den 50er Jah­
ren entwickelt. Die Degussa produziert seit 
dieser Zeit Lithium 6. Dabei arbeitet sie eng 
mit dem in der französischen Atomwaffenpro­
duktion engagierten Konzern "Ateliers Parti­
ot" zusammen. Als Gemeinschaftsunterneh­
men ist von beiden die Eurotape AG gegrün­
det worden. Darüberhinaus hat die Degussa 
auch "Rechte erhalten, Erfahrungen des staat­
lichen französischen Atomzentrums Saclay 
auszuwerten." (22) 

Ein weiteres Beispiel ist die Nukem. Sie hat 
über einen Zeitraum von 10 Jahren, von 1965 
bis 1975, sogenannte Tritiumtargets für die 
Bundeswehr produziert (23). Interessant ist 
auch, daß nach Winterberg "zu einer Zeit" 
auch der Krupp-Konzern "durch Dr. Dieter 
Pfirsch, der damals bei Krupp arbeitete und 
heute einer der bedeutendsten Plasma-Physi­
ker Europas ist", Interesse an den von Dieb­
ner, Bagge und Winterberg favorisierten Kon­
zepten der Fusion in Minibomben zeigte (10). 

Die Forschung an H-Bombenrelevanter Tech­
nologie in der BRD läßt sich auch auf Seiten 
der Wissenschaftler nicht auf individuelle Ma-
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cken reduzieren. Es W!\fen nie nur Einzelne, 
die hier forschten, sondern es war immer eine 
Gruppe von Leuten mit den besten Verbindun­
gen in die Politik öder auch zum Militär. 

Bagge, der im Kreis dieser Forscher für lange 
Zeit als eine Schlüsselfigur gelten kann, legte 
mit der Einrichtung der Außenstelle seines 
"Instituts für Reine und Augewandte Kernphy­
sik" in Stahl und der dortigen Zusammenfüh­
rung von AtomwaffenforscheJ;TI die Grund­
lagen für den späteren Ausbau dieser Außen­
stelle zu einem eigenständigen, aus den Mit­
teln und für die speziellen Interessen des Bun­
desverteidigungsministeriums errichteten In­
stituts. 

Die "Atomkernenerg e", als Publikationsor­
gan für die H-Bomben elevante Forschung ge­
nutzt, wurde von Ba e zusammen mit einem 
Professor Kraut von der Bundeswehrhoch­
schule in Neubiberg, so in direkter Koope­
ration mit einem Mil tärwissenschaftler, ge­
schäftsführend herau egeben. Im erweiter­
ten Herausgeberkreis saß er neben Fried­
wardt Winterberg un Prof. W. Seifritz, ei­
nem Schweizer Atom affenspezialisten vom 
Atomzentrum Würenl· ngen, noch ein weite­
rer Bundeswehr-Physi er. 

Bagge besaß immer e·nen direkten Draht zur 
politischen Führung. ach dem Krieg sicher­
te ihm sein Sitz in der Atomkommission Ein­
fluß im Atomministeri m. Darüberhinaus un­
terhielt er aber auch e ne persönliche Verbin­
dung zum seinerzeiti en Atomminister und 
späteren Verteidigung minister F.J. Strauß. 

So überdreht, halbse· en oder gar spinnert 
einzelne Forscher wie etwa Winterberg auch 
anmuten mögen, so s lte das nicht den Blick 
dafür trüben, daß hie weit mehr Leute am 

· Werk waren und sind, und daß die verschie­
densten Fäden, die au Politik, Industrie und 

Forschung sichtbar werden und auch zusam­
menlaufen, sich niemals aus der Marotte Ver­
einzelter erklären lassen. Sie können aber Spu­
ren eines gut getarnten Programms sein. Und 
nicht zu vergessen ist: Schon öfters haben ge­
rade scheinbare "Spinner" eine herausragen­
de Rolle in der Forschung gespielt. Teller, der 
Vater der US-amerikanischen Wasserstoff­
bombe ist dafür ein in dieser Beziehung recht 
naheliegendes Beispiel. 

rh., Harnburg 

(Übernommen aus "Arbeiterkampf" 
Nr. 307, 29. Mai 1989) 
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Die Theorie der Atombombe 
Das Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalysen (I NT) 

1986 brachte der SPD-Abgeordnete Wolfgang 
Roth ein Papier an die Öffentlichkeit, das ihm 
als Mitglied des Verteidigungsausschusses 
schwer im Magen gelegen haben muß. Es 
handelte sich um eine Studie aus dem Jahr 
1975, erstellt von einem unauffälligen Institut, 
damals in Stohl, direkt an der Ostsee, nicht 
weit von Kiel gelegen. Der Titel: "Möglich­
keiten und Grenzen der Implosion von Kern­
spaltungsmaterial." Was hier fachwissen­
schaftlich verklausuliert umschrieben wird, 
ist das Prinzip der Zündung einer Atombombe. 

Im Vorwort der Studie heißt es: "Die Sicher­
heitspotitik der Bundesrepublik Deutschland 
kann an der Existenz nuklearer Waffen und da­
mit auch an der Möglichkeit ihres Einsatzes 
nicht vorbeigehen." Und weiter:"Aus diesem 
Grunde ist eine eigene Urteilsfähigkeit über 
die naturwissenschaftlichen und technischen 
Grundlagen auf dem A-Gebiet unerläßlich. " 
(l) Das klingt moderat. Der Tenor: Man wird 
sich doch noch informieren dürfen, was ei­
nem da so alles auf den Kopf fallen kann. 
Atomwaffenschutzforschung also? Drei Sei­
ten weiter wird deutlich, daß diese einleitende 
Begründung einer Atomwaffenschutzfor­
schung nur eine Schutzbehauptung ist. Dort 
heißt es: "Da sich die kritische Masse des 
Spaltstoffs umgekehrt proportional zur Spalt­
stoffdichte verhält, ist eine möglichst hohe 
Kompression insbesondere im Hinblick auf 
die kosteneffektive Realisierung von Kernwaf­
fen im Sub-Kt-Bereich und die Miniaturisie­
rung wünschenswert." (l) Läßt man/frau die 
technischen Details beiseite, kann festgehal­
ten werden, daß hier die kostengünstige Rea­
lisierung von Kernwaffen als wünschenswert 
bezeichnet wird. Die Studie befaßt sich also 
mit Atomwaffen-Designs. Es geht, kurz ge­
sagt, um die "günstigste" Anordnung des ato­
maren Sprengstoffs im Atomsprengkopf. Das 
ist grundlegendes Know-How für eine Atom­
waffenproduktion. Eine Bastelanleitung. 

Das Institut für Naturwissenschaftlich-Techni­
sche Trendanalysen (INT), aus dem diese Stu­
die stammt, ist ein Institut der Fraunhofer-Ge­
sellschaft, die von der Industrie getragen 
wird. Das INT ist ein Ableger des Instituts für 
Reine und Augewandte Kernphysik in Kiel, 
des universitären Standbeins des GKSS-Grün­
ders Erich Bagge. Deshalb wird probiert, sol­
che Geräte vor den EMP zu schützen, zu "här­
ten". Die Studie wurde im Auftrag des Vertei­
digungsministeriums erstellt, mit dem es, wie 

auch mit anderen Bundeswehr- und Nato-Stel­
len, eine ständige Zusammenarbeit gibt. 

Im Februar 1989 breitete !NT-Mitarbeiter Ger­
hard Locke in der FAZ sein Wissen über Atom­
waffen aus. Die Überschrift des Artikels lau­
tete provokativ: "Man nehme ... undfertig ist 
die Bombe. " (2) Der Autor wird vorgestellt als 
Forscher, der "seit 1968 ... im Auftrag staat­
licher Stellen der Bundesrepublik auch Frage­
stellungen, die mit den Wirkungskomponen­
ten und der Wirkungsweise von Nuklearwaf­
fen zusammenhängen", untersuche. (2) Etwas 
deutlicher formuliert heißt das, er ist seit die­
ser Zeit am INT im Auftrag der staatlichen 
Stelle Bundesministerium für Verteidigung 
mit Atomwaffenforschung beschäftigt. 

Von 1966 an wurde die Außenstelle des Insti­
tuts für Reine und Augewandte Kernphysik 
der Uni Kiel in Stohl "mit Mitteln des Bun­
desministeriums für Verteidigung" ausgebaut. 
Institutsleiter Erich Bagge schrieb später, es 
hätte "von vorneherein der Plan (bestanden), 
dieses Teilinstitut ... bis zu einer Größe von et­
wa 50 Mitgliedern aufzufüllen und dann im 
Jahre 1972 zu verselbständigen." (3) So ge­
schah es auch. Erst Anfang der 80er Jahre sie­
delte das Institut nach Buskirchen in der Eifel 
um; auf halber Höhe zwischen Jülich und 
Bonn gelegen. 
Gründervater Bagge schrieb einmal, mit dem 
INT sei "sei ein neuer Impuls in die ursprüng­
liche Arbeitsrichtung des Instituts (für Reine 
und Angewandte Kernphysik, d. Verf.)" gege­
ben. (3) Wohl wahr, denn der Kreis um Bagge 
und Diebner beschäftigte sich seit Ende der 
30er Jahre mit den militärisch interessanten 
Problemen der Atomforschung. Und: Was 
dem INT heute das Bundesministerium· für 
Verteidigung ist, war ihnen das Heereswaffen­
amt. 
Neben Atomwaffendesign-Forschungen, zu 
denen sich noch eine Reihe weiterer Studien 
finden, beschäftigt sich das INT mit Untersu­
chungen zur Entstehung des Elektromagneti­
schen Pulses (EMP) (4), als auch der Härtung 
von Computern und anderem Kriegsmaterial 
gegen EMP. (5) Auch diese Forschungsarbei­
ten stellen einen Beitrag zur Führbarmachung 
eines Atomkrieges dar. Der EMP entsteht bei 
der Explosion von Atombomben im Weltraum 
und beeinträchtigt elektronische Geräte wie 
Computer in ihrer Wirkung. Ferner finden 
sich in den spärlicl:;ten öffentlich zugänglichen 
Studien des INT Untersuchungen zu Strahlen­
waffen (6) und Atomkriegsszenarien (7). 

Die öffentlich zugänglichen Arbeiten sind mei­
stens theoretischer Natur. Es finden sich je­
doch wiederholt auch Hinweise auf Versuchs­
aufbauten und -anlagen. Angesichts der guten 
Verbindungen nach Geesthacht, nicht nur 
über Bagge, auch Gerhard Locke war Mitar­
beiter im Forschungszentrum Geesthacht, ist 
auch eine Zusammenarbeit mit den Kernfor­
schungszentren denkbar. Der Journalist Mat­
hias Schulenburg sprach in einer Rundfunk­
sendung des WDR von einem "Giftschrank" 
des INT, in dem alles aufbewahrt sei, was in 
der Bundesrepublik an Wissen über Atomwaf­
fen vorhanden ist. Dem wurde von Seiteri des 
INT trotzanderweitigem Dementi nicht wider­
sprochen. (8) 

Eine eingehendere Untersuchung des INT 
dürfte mit Sicherheit noch einiges mehr ans 
Tageslicht befördern, beschäftigen sich doch 
hier Wissenschaftlerinnen seit mittlerweile 
über zwanzig Jahren mit Atom- und anderen 
modernsten Waffen. Es ist anzunehmen, daß 
die Bundeswehr von hier aus waffentechnisch 
stets auf dem neuesten theoretischen Stand ge­
halten wurde. Allem Anschein nach hat sich 
die Bundesrepublik die Option auf einen Ein­
stieg in eine eigene Atomwaffenproduktion 
nicht nur prinzipiell offengehalten sondern 
mit dem INT ein Institut aufgebaut, das dafür 
bürgt, daß diese Option auf dem jeweils höch­
sten technischen Niveau gegeben ist. 

Axel 
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Das Troianische Seepferdchen: 

Der Atomfrachter Otto Hahn 
Über die verschiedenen Aktivitäten der "Gesellschaft für Kernenergieverwer­
tung in Schiffbau und Schiffahrt" (GKSS) ist in der breiten Öffentlichkeit wenig 
bekannt geworden. Das in der Öffentlichkeit wohl bekannteste Projekt ist die 
Entwicklung, der Bau und der Betrieb des Atomschiffs "NS-Otto-Hahn", das 
erste und bis heute einzige nuklear angetriebene Schiff der Bundesrepublik. 

Die Erbauer feierten die "Otto Hahn" als eine "Demonstration der Leistungs­
fähigkeit unserer Industrie auf nuklearem Gebiet", womit gezeigt wurde, "daß 
die deutsche Industrie in der Lage ist, eine solche Anlage selbst zu entwickeln." (1) 

Allen an der Entstehung der "Otto Hahn" Beteiligten war aber von Beginn an 
·klar, daß der Betrieb von Atomschiffen für die zivile Handelsschiffahrt unwirt­
schaftlich sei. Trotzdem wurde das Projekt intensiv von der GKSS mit Unter­
stützung des Atom- bzw. Forschungsministeriums verwirklicht. 

Schautmensch einmal näher hin, wird deutlich, daß auch bei dieser Forschungs­
arbeit militärische lnb;:ressen im Vordergrund standen. Es ging um die Alleig­
nung von Know-How zum Bau von nukleargetriebenen Kriegsschiffen, insbe­
sondere V-Booten. 

Die Vorgeschichte 

Nach dem Bombenbau war der Schiffsantrieb 
der früheste Anwendungsbereich der Kern­
technik. In den 50er Jahren war es die US-Ma­
rine, die bei der Weiterentwicklung der Atom­
technologie die Führung innehatte. "In dieser 
Zeit wurden die größten Fortschritte der ame­
rikanischen Reaktorkonstruktion beim Schiffs­
antrieb erzielt, hier wurden zuerst die Leicht­
wasserreaktoren entwickelt, die sich in der Fol­
ge auch bei den Kraftwerken durchsetzten." 
(2) Es waren maßgeblich militärische Interes­
sen, die diese Entwicklung vorantrieben. 
"Die Kernreaktoren waren wie geschaffenfür 
den Schiffsantrieb, vor allemfür U-Boote und 
Kriegsschiffe." (3) 

In der Bundesrepublik war man auch stark in­
teressiert an der Möglichkeit der Atomtechno­
logie für Schiffsantrieb. Die Erfolge in den 
USA mitdemAtom-U-Boot "Nautilus" mach­
ten die deutschen Atomtechniker und Schiff­
bauer mobil. "Nachdem mit dem Druckwas­
serreaktor im amerikanischen Atom-U-Boot 
"Nautilus" der Beweis erbracht worden war, 
daß sich Reaktoren auch zum Schiffsantrieb 
verwenden lassen und gegenüber konventio­
nellen Schiffsantriebsanlagen Vorteile besit­
zen, die ihnen schon im gegenwärtigen Ent­
wicklungsstadium unter militärischen Ge-
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sichtspunkten eine Überlegenheit sichern, 
gab es für Deutschland als eines der größten 
Schiffbauländer der Welt kaum eine andere 
Wahl, als sich ebenfalls mit den Problemen 
des Schiffsreaktorbaus und -antriebs zu befas­
sen ",schrieb die Atomwirtschaft damals. ( 4) 

Erste Überlegungen für die Entwicklung von 
Schiffsreaktoren wurden schon 1954 von Brich 
Bagge, dem späteren Mitbegründer der GKSS, 
angestellt. Zusammen mit seinem alten Weg­
gefährten Kurt Diebner.arbeitete er ab 1955 an 
der Entwicklung und dem Bau von Schiffsre­
aktoren. Bagge kannte Kurt Diebner seit 1939 
"als einer der Beteiligten an den deutschen Ar­
beiten zur Nutzbarmachung · der Kernener­
gie", der" im Heereswaffenamt des Deutschen 
Reiches von 1939 bis 1945 als Referent für 
Atomfragen die Kernenergieentwicklung ein­
geleitet und wesentlich mit gesteuert hatte." (1) 

Bagge und Diebner gründeten 1955 den Ver­
ein "Studiengesellschaft zur Kernenergiever­
wertung in Schiffahrt und Industrie", aus der 
1956 die GKSS hervorging. Die GKSS nahm 
dann die Forschung und Entwicklung der 
Schiffsreaktoren auf, war aber in den ersten 
Jahren nicht allein auf diesem Sektor tätig. Sie 
war eine von mehreren Schiffsreaktor-Initiati­
ven. Bei den Kraftwerksentwicklern und den 
Werften glaubte man damals, daß die Schiffs­
reaktoren das Geschäft der Zukunft sein wür-

den. So gab es verschiedene Projektierungs­
verträge, die parallel Schiffsreaktoren ent­
wickelten. 

Wirtschaftliche 
oder militärische Interessen? 

Am Anfang versuchten die Befürworter von 
Schiffsreaktoren, diese noch als wirtschaft­
lich und konkurrenzfähig darzustellen. Der 
GKSS-Mitarbeiter Prof. Kurt Illies nannte 
1957 folgende Gründe dafür: 
"1. Die Energiekonzentration ist, verglichen 
mit den bisherigen Energiequellen - Kohle 
oder Öl - so hoch, daß das von dem Schiff 
mitzunehmende Brennstoffgewicht praktisch 
keine Rolle mehr spielt." (6) Somit erweitert 
sich die Nutzlast. 
"2. Die Betriebsdauer der Kernenergieanla­
ge zwischen zwei Beschickungen des Reaktors 
beträgt mindestens zwei Jahre, wogegen ein 
Schiff mit einer ölgefeuerten Turbinenanlage 
etwa alle fünf bis sechs Wochen bunkern muß. 
Mit Kernenergieanlagen wird also der 
Aktionsradius der Schiffe - das ist besonders 
für Kriegsschiffe wichtig (!) - erheblich er­
höht." (6) 
Auch die dritte Begründung von Illies für die 
Wirtschaftlichkeit von Schiffsreaktoren ist 
sehr interessant: "3. Kernenrgieanlagen benö­
tigen keine Luftzufuhr und es entstehen keine 
Abgase, sie stellen also einen idealen Antrieb 
für Unterwasse/fahrzeuge dar"! (6) 

Alle diese Argumente von Wirtschaftlichkeit 
bezogen sich ausschließlich auf die Anwen­
dung der Schiffsreaktoren im Kriegsschiff­
bau. Auch Kurt Diebner bezog sich damals, 
wenn er von der Wirtschaftlichkeit der Schiffs­
reaktoren sprach, auf die Erfahrungen, die die 
US-Navy gemacht. hatte: "Die US-Navy ist 
heute in der Lage, nuklear angetriebene 
Kriegsschiffe mit den 1,5 fachen Kostenauf-. 
wand herkömmlicher Kriegsschiffe zu bau­
en." (7) Diebner setzte aber auch große Er­
wartungen in den amerikanischen Atomfrach­
ter "Savannah". Dieser US-Atomfrachter wur­
de später immer als Beispiel für die Wirt­
schaftlichkeit nuklear angetriebener Handels­
schiffe genannt; obwohl er "für den kommer­
ziellen Frachtbetrieb nicht ausgelegt war" (8) 
und "wegen zu großer Unkosten und entspre­
chend hoher Zuschüsse 1970 stillgelegt" wur­
de. (9) 



Wenn es um die zivile Anwendung von Schiffs­
reaktoren ging, waren sich die Fachleute über 
die Unwirtschaftlichkeit, von Anfang an im 
Klaren. In einem Beitrag der Fachzeitschrift 
"Atomwirtschaft" zur Einweihung des For­
schungsreaktors Geesthacht 1958 heißt es 
u.a.: ,.ßizs die Wirtschaftlichkeit betrifft, so 
ist es allerdings sicher, daß Reaktoranlagen 
(für die Schiffahrt; d. Veif.) im Vergleich zu 
herkömmlichen Anlagen heute nicht wirt­
schaftlich sind." (10) Diese Meinung wurde 
auch in der Deutschen Atomkommission 
(DAtK), die die Planung und Koordinierung 
der gesamten Atomforschung der BRD leite­
te, geteilt. Georg Weinblum, Direktor des 
Hamburger Instituts für Schiffbau und 1960 
Vorsitzender des zuständigen DAtK-Ausschus­
ses für Schiffsreaktoren, wies mehrfach dar­
auf hin, ,.daß die Wirtschaftlichkeit für Kern­
energie in der Handelsschiffahrt in weiter 
Ferne liege." (11) Dem widersprach der dama­
lige Staatssekretär Cartellieri vom Atommini­
sterium. Cartellieri betonte ,.die Bundesrepu­
blik dürfe als eine der großen Schiffbaunatio­
nen nicht tatenlos auf ausländische Erfahrun­
gen warten." (12) 

Das war keine wirtschaftliche, sondern eine 
nationalistische auf Autarkie ausgerichtete Ar­
gumentation. Sie paßte aber genau zu der Ver-

Traumschiff: "NS Otto Hahn" vor Rio 

gangenheit dieses Herren Cartellieri. Wolf­
gang Cartellieri war 1919 aktiv an der Nieder­
schlagung der bayrischen Räterepublik betei­
ligt; Freiwilliger beim Grenzschutz Ost; Teil­
nehmer an den Freikorpskämpfen in Ober­
schlesien; 1924-1935 Mitglied des Stahlhelm; 
seit 1921 Mitglied der Deutsch-Nationa­
len-Volkspartei; seit 1936 in der NSDAP; Mit­
glied des Nazi-Juristenbundes, des Soldaten­
bundes und des Reichskolonialbundes. Nach 
1945 Ausschluß aus allen öffentlichen Äm­
tern. Seit 1959 Staatssekretär im Atomministe­
rium! 

Demgegenüber argumentierte Weinblum als 
Wissenschaftler aus Sicherheits- und wirt­
schaftlichen Gründen gegen die Entwicklung 
von Schiffsreaktoren und den Bau eines Nuk­
learschiffs. Weinblum wurde entgegengehal­
ten, ,.daß gerade, weil die Wirtschaftlichkeit 
möglicherweise in weiter Ferne liege, die För­
derung der Forschung und Entwicklung durch 
das Atomministerium notwendig sei, da sonst 
viel eher auf die Initiative der Industrie gerech­
net werden könnte." (13) Eine solche Argu­
mentation war recht ungewöhnlich. Bei der 
Subvention von Kraftwerksreaktoren bezog 
man sich sonst viel eher· auf industrielle Inter­
essen und auf eine in absehbarer Zeit zu er­
langende Wirtschaftlichkeit. Daß bei den 

staatlichen· Finanzierungshilfen für die 
Schiffsreaktorenforschung militärische Moti­
ve den Ausschlag gegeben haben, macht eine 
Äußerung von Cartellieri aus dem Jahre 1965, 
jetzt Staatsekretär im neugeschaffenen For­
schungsministerium, deutlich. In einer Mittei­
lung an seinen Minister Stoltenberg heißt es: 
,.Daß heute Schiffe mit Atomantrieb für zivile 
Zwecke noch auf lange Zeit hinaus unwirt­
schaftlich sind, war von Anfang an bekannt." 
(14) Wenn das von Anfang an bekannt war, 
wird es andere als zivile Motive gegeben ha­
ben, nämlich solche, die einzig einen Sinn er­
geben, die militärischen Motive. 

Bonn darf U-Boote bauen 

Parallel zu dem Besteben eigene Schiffsreak­
toren zu entwickeln, versuchte die Bundesre­
gierung unter Adenauer und später auch unter 
Helmut Schmidt, die ,.Aufhebung der Be­
schränkungen beim Bau von Kriegsschiffen un­
ter Verwendung nicht konventioneller Antrieb­
sarten" durchzusetzen. (15) 

1954 mußte die Bundesregierung, als Folge 
des 2. Weltkrieges und um in die NATO auf­
genommen zu werden, einige Beschränkun­
gen gegenüber den Staaten der Westeuropäi-
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sehen Union (WEU) im Bereich der Rüstungs­
produktion hinnehmen. Neben dem Verzicht 
auf die Produktion von atomaren, biologi­
schen und chemischen Waffen mußte die BRD 
auch auf genau bestimmte Waffenarten wie 
weitreichende Geschosse (über 70 km Reich­
weite), gelenkte Geschosse, Kriegsschiffe mit 
mehr als 3000 t Wasserverdrängung, Unter­
wasserboote mit mehr als 350 t Tonnage und 
anderen Kriegsgerät verzichten. Allerdings 
galt dieser Verzicht nur für das Gebiet der Bun­
desrepublik und nicht für die Produktion 
außerhalb und im Auftrag der BRD. Außer­
dem verzichtete die Bundesrepublik nicht auf 
den Besitz und die Anwendung dieser Waffen! 

Die Schiffsreaktorentwicklung 
beginnt 

Als die ersten Überlegungen für die Entwick­
lung von Schiffsreaktoren bekannt wurden, 
meldeten sich auch die wichtigsten bundes­
deutschen Werften zu Wort. Sie wollten natür­
lich ihren Anteil am Kuchen abbekommen. 
Im Dezember 1957 gab es erste Gespräche 
zwischen dem Atomministerium, den Länder­
wirtschaftsministerien und den Werften über 
die Möglichkeit eines gemeinsamen Projektie­
rungsauftrages, für einen Schiffsreaktor. In 
den Gesprächen "stellte der Bund in Aussicht, 

Da kommt Freude auf: Atomminister Balke, Verteidigungsminister Strauß, der Ministerpräsident von Schleswig-Holstein 
von Hasse! und ihr Atomschiff 

Der Bundesregierung waren diese Beschrän­
kungen von Anfang an ein Dorn im Auge. Dar­
um setzte sie frühzeitig alles daran, diese 
wieder rückgängig zu machen. 1960 erreichte 
Adenauer einen Teilerfolg, bei der U-Boot­
Tonnage. Die Begrenzung wurde auf 900 Ton­
nen erhöht. Das reichte Adenauer aber nicht. 
Er wollte die ganze Rücknahme, wurde doch 
in "deutschen U-Boot-Kreisen in der letzten 
Zeit die Forderung nach dem Bau von Atom­
U-Booten erhoben." (16) Adenauer erlebte es 
nicht mehr. 1973 beschloß der Rat der West­
europäischen Union, auf Antrag der sozialli­
beralen Bundesregierung, künftig der Bundes­
republik zu erlauben, U-Boote bis zu 1800 
Tonnen zu bauen. Dieser Beschluß war eigent­
lich nur noch eine Formsache. Die Bundesre­
publik hatte schon lange die Beschränkung 
umgangen, indem sie" Unterseebootteile bau­
te, die" aber "an anderen Ort zusammenge­
setzt "wurden. (17) Mit diesem Vorgehen hat-

-te die Bundesregierung die Möglichkeiten des 
1954er Verzichts voll ausgeschöpft. 
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die Mehrkosten gegenüber einem konventio­
nellen Antrieb zu übernehmen." (18) Dies ent­
sprach auch den Vorstellungen der Deutschen 
Atomkommission, die "mit bemerkenswerter 
Deutlichkeit" (19) schon früh klargemacht hat­
te, wie unwirtschaftlich die Schiffsreaktoren 
seien und daß daher vom Staat "die entschei­
denden Impulse" (19) kommen müßten. 

An diesem gemeinsamen Projektierungsauf­
trag sollte auch die GKSS teilnehmen. Im Fe­
bruar 1959 schloß die GKSS aber mit der In­
teratom, unter Lizenz der Atomics Internatio­
nal Division of North American Aviation ei­
nen ersten Projektierungsauftrag ab. Es ging 
dabei um die Entwicklung eines organisch mo­
derierten und gekühlten Schiffsreaktors 
(OMSR). 

Beim OMSR verwendet man als Moderator 
wie auch als Kühlflüssigkeit ein organisches 
Material, ein Polyphenylgemisch, das erst bei 
150 Grad Celsius flüssig wird. Als großer Vor-

teil dieser Reaktoranlage wurde von den For­
schern hervorgehoben, daß der Reaktor "bei 
325 Grad Celsius nur einen Dampfdruck von 
rund 7 atü besitze': (20) Er sei somit beson­
ders für den Einsatz als Schiffsreaktor, z.B. 
für U-Boote, geeignet, da "man das Reaktor­
druckgefäß technisch sehr einfach, absolut zu­
verlässig und sogar billig hätte bauen kön­
nen." (1) 

So glaubten die Leute der GKSS den idealen 
Schiffsreaktor gefunden zu haben. Aber die 
große Enttäuschung kam schneller als man 
dachte. Bei den ersten praktischen Versuchen 
mit einem kleinen stationären Testreaktor des 
gleichen Typs in den USA traten unerwartete 
Störungen auf. Es zeigte sich, daß das orga­
nische Material unter dem Einfluß der starken 
radioaktiven Strahlungen sich chemisch zer­
setzte: "Der Prozeß beginnt mit einer Trübung 
der im geschmolzenen Zustand anfangs klaren 
Substanz und endet mit einem tiefschwarzen 
schlammartigen und z.T. auskristallisierten 
höchst unerwünschten teerähnlichen Endpro­
dukt, das sich auf den Brennelementen des Re­
aktors niederschlägt" (1), das sogenannte 
"Fouling': 

Aus diesem Grund wurde das ganze Reaktor­
konzept von der GKSS fallengelassen. Die 
Werften hatten mittlerweile auch Kontakt zu 
Reaktorfirmen aufgenommen und Überlegun­
gen über die Entwicklung von Schiffsreakto­
ren angestellt. So kam es zu Parallelentwick­
lungen, die alle zur Hälfte vom Atomministe­
rium mitfinanziert wurden. Ähnlich wie bei 
der Kraftwerksentwicklung waren alle Fir­
men, die am Eltviller Programm (5) beteiligt 
waren; auch hier im Geschäft und zwar mit 
den gleichen Reaktortypen: 
* Die Siemens AG entwickelte in Zusammen­
arbeit mit den Howaldtswerken Harnburg ei­
nen Druckwasserreaktor, mit der Typenbe­
zeichnung SSR-4. Dieser Druckwasserreak­
tor gehört zu der Gruppe der Leichtwasserre­
aktoren und arbeitet mit bis zu 3% angerei­
chertem Uran. Beim Druckwasserreaktor 
wird durch die Brennelemente des Reaktor­
kerns Wasser erhitzt und unter so hohen 
Druck gehalten, daß es nicht verdampfen 
kann. Dieses hochkomprimierte Wasser wird 
dann einem Dampferzeuger außerhalb des Re­
aktorgefäßes zugeführt, wo es seine Energie 
abgibt. 
* Auch der Siedewasserreaktor, den die AEG 
zusammen mit der Deutschen Werft AG Harn­
burg projektierte, gehört zu den Leichtwasser­
reaktoren. Im Unterschied zum Druckwasser­
reaktor wird im Siedewasserreaktor der 
Dampf noch im Reaktorkessel erzeugt, der 
dann die Thrbine antreibt. Für den Schiffsre­
aktor wäre dies eine Gewichtsersparnis: man 
braucht keinen getrennten Dampferzeuger. 
* Als dritte Firmengruppe entwickelte die 
Deutsche Babcock & Wilcox und Blohm & 
Voss einen· fortgeschrittenen Natururan-Gra­
phit-Reaktor. Dieser Reaktortyp wurde aber 



sehr schnell wieder fallen gelassen, da Natur­
uranreaktoren für den Zweck des Schiffsreak­
tors, speziell für U-Boote, zu sperrig waren. 
*Die BBC-Krupp Reaktorbau GmbH und die 
AG-Weser aus Bremen legten ein Reaktorkon­
zept vor, mit der Bezeichnung 630-S. Dieser 
Reaktortyp ist in Zusammenarbeit mit Gene­
ral Electric entwickelt worden. Es handelt 
sich dabei um einen luftgekühlten und mit ge­
wöhnlichem leichten Wasser moderierten Re­
aktor, der als Brennstoff Uran 235, mit einem 
Anreicherungsgrad von 90% verwendet. 

Alle die genannten Reaktorkonzepte kamen 
für den Einbau in ein bundesdeutsches Nuk­
learschiff nicht in Frage. Entweder sie waren 
aus technischen Gründen nicht realisierbar 
oder aber der GKSS erschien es, wie beim 
Druckwasserreaktor, "nicht sinnvoll, wenn 
man die Reaktorentwicklung fördern will, ei­
nen ähnlichen Typ nochmal zu bauen. " (20) 

1962, während einer Konferenz der GKSS auf 
der es um die Entwicklung von Schiffsreakto­
ren ging, stellte die Firma Babcock & Wilcox 
"einen bis dahin noch nicht gebauten und 
auch nicht durchkonstruierten Reaktortyp zur 
Diskussion, der eine Art Mittelding zwischen 
einem Druck- und einem Siedewasserreaktor 
darstellt." (1) Es war der Fortgeschrittene In­
tergrierte Druckwasserreaktor (FDR). Druck­
wasserreaktoren hatten sich "auf ausländi­
schen Schiffseinheiten bereits gut bewährt. Al­
le amerikanischen Atom-Unterseeboote sind 
mit Druckwasserreaktoren ausgerüstet, eben­
falls alle mit Kernenergie getriebenen Über­
wasserkriegsschiffe", hieß es in der "Atomker­
nenergie" 1963. (20) 

Beim FDR handelt es sich um eine Weiterent­
wicklung des Druckwasserreaktors mit folgen­
den wichtigen Konstruktionsänderungen: 
1. Die integrale Bauweise. Durch Einbezie­
hung der Wärmetauscher in das Reaktordruck­
gefaß spart der FDR einen äußeren Primär­
kreislauf. Dies bedeutet eine höhere Gefahr­
lichkeit, da radioaktives Wasser bei einem U n­
fall direkt austreten kann. 

2. Geringerer Dampfdruck. Da der FDR auf 
der Siedekurve arbeitet, d.h. örtliches Sieden 
(kleine Dampfblasen) an den Brennelementen 
zugelassen wird, "benötigt man geringere 
Dampfdrucke (62 atü) als beim normalen klas­
sischen Druckwasserreaktor (über 120 atü)." 
(20) Das bedeutet, der Druckbehälter kann ei­
ne geringere Wandstärke haben. 
3. Geringere Strömungsverluste durch die 
kompakte Bauweise. 
4. Diese kompakte Bauweise ermöglicht es, 
Einsparungen am Gewicht der Strahlenab­
schirmung für den Reaktor vorzunehmen. 

Nach weiteren Planungen von Babcock & Wil­
cox, jetzt in Zusammenarbeit mit der Inter­
atom, sowie einer eingehenden Prüfung 
durch ein Sachverständigengremium, ent­
schied sich der GKSS-Aufsichtsrat am 15. No­
vember 1963 für den Fortgeschrittenen Druck­
wasserreaktor (FDR). Bagge merkte dazu an: 
"Uizs das zu bedeuten hatte, war klar: Wir 
konnten uns nicht auf schon erprobte KDnzep­
te abstützen, sondern mußten zusammen mit 
der anbietenden Firmengemeinschaft Inter­
atom -Deutsche Babcock & Wilcox einen bis­
her nicht verwirklichten Reaktortyp, sozusa­
gen ,ab ovo' (aus dem Ei, d. Verf.) neu ent­
wickeln!" (1) 

Die "Otto Hahn" wird gebaut 

Neben den Diskussionen und der Suche nach 
einem geeigneten Reaktortyp hat die GKSS 
frühzeitig eine Ausschreibung für ein "Ver­
suchsschiff mit Atomantrieb" gestartet. Elf 
bundesdeutsche Großwerften wurden im 
Herbst 1960 gebeten Angebote für ein Schiff 
der Größenordnung von ca. 22000 tdw (tau­
send Tonnen Wasserverdrängung) vorzule­
gen. Die GKSS beabsichtigte damals noch mit 
diesem Schiff ihren OMSR zu erproben. Das 
Ziel war aber nicht, schon jetzt "einen Ent­
schluß über den Bau des Schiffes und der 
Schiffsantriebsanlage" (21) zu fassen, viel­
mehr sollten "lediglich die Unterlagen für die 
weiteren technischen Arbeiten und die Finan-

zierungsverhandlungen geschaffen werden." 
(21)In der Ausschreibung heißt es dann wei­
ter, "es soll schiffbaulich die Möglichkeit ge­
schaffen werden, auch weitere Reaktoren, zeit­
lich nacheinander zu erproben." Allen Schiffs­
reaktorgruppen sollte der Bau eines For­
schungsschiffes zugute kommen, so die Vor­
stellung der GKSS. 

Dieses Angebot war nur so zu verstehen, daß 
damit versucht wurde, die älleinige Zuständig­
keit und die finanziellen Mittel aus dem Atom­
ministerium für das Forschungsschiff zu be­
kommen. Denn auch die Werften, die an der 
Schiffsreaktorentwicklung beteiligt waren, 
machten ihren Anspruch geltend. Sie erwarte­
ten eine staatliche Finanzierung für ein erstes 
Schiff. Der Bund wiederum machte gegen­
über allen Beteiligten deutlich, "daß er nicht 
zu einer Finanzierung von fünf Forschungs­
schiffen bereit sein würde." (22) 

Bagge und Diebner versuchten die Zustim­
mung des Ministeriums für ihr Forschungs­
schiff zu erhalten. Am 28. 11. 1962 war es 
dann so weit. Die GKSS erteilte den Bauauf­
trag für das Atomschiff "Otto Hahn" an die 
Kieler Howaldtswerke AG. Der Bauauftrag 
und die Finanzierung wurden zwischen der 
GKSS und dem Atomministerium direkt aus­
gehandelt, ohne daß die Deutsche Atomkom­
mission (DAtK) an der Entscheidung beteiligt 
wurde, wie es bei ähnlichen Projekten der 
Atomforschung üblich war. Das rief den Pro­
test des zuständigen DAtK-Ausschusses her­
vor. Dessen Vorsitzender Weinblum sprach 
nach bekannt werden der Entscheidung von ei­
nem "Husarenstück" und von "Brüskierung" 
des Ausschusses, erregte sich über die "Bun­
desfinanzierung eines technisch nicht ausge­
reiften Projekts" und legte unter Protest sei­
nen Vorsitz nieder. (23) 

Schon lange hatte es Spannungen zwischen 
der GKSS und dem Ausschuß gegeben. Die 
GKSS empfand den Ausschuß als uner­
wünschte Kontrollinstanz und hatte darum 
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sterium geknüpft, die sich jetzt bezahlt mach­
ten. Ein Grund, warum die Entscheidung an 
Weinblum vorbeiging, ist darin zu sehen, daß 
Weinblum nicht auf die Linie der nationalisti­
schen Argumentation von Bagge oder Cartel­
lieri einzuschwören war, sondern dieser im­
mer widersprochen hatte. 

Durch die Vergabe des Bauauftrages war 
grundsätzlich entschieden, daß die GKSS mit 
öffentlichen Mitteln ein atomgetriebenes For­
schungsschiff bauen konnte. Damit war 
gleichzeitig entschieden, wer zukünftig für 
die Schiffsreaktorentwicklung und Erpro­
bung zuständig sein würde. Bagge und Dieb­
ner hatte ihr Ziel erreicht, die GKSS wurde 
voll als drittes bundesdeutsches Kernfor­
schungszentrum anerkannt. Die anderen 
Schiffsreaktorinitiativen waren somit aus dem 
Rennen. Sie wurden alle eingestellt. 

Am 13. Juni 1964war es dann soweit. Im Bei­
sein von Otto Hahn lief das erste· Atomschiff 
der Bundesrepublik in Kiel vom Stapel. In den 
Medien wurde es als "Pionierleistung" gefei­
ert, obwohl zu dieser Zeit schon weltweit die 
Ernüchterung auf dem Gebiet der nuklear be­
triebenen Handelsschiffahrt eingetreten war. 

4 Jahre mußten die Erbauer der "Otto Hahn" 
aber noch auf die erste Fahrt warten. Am 26. 
August 1968 wurde der erste Kern des Fort­
schrittlichen Druckwasserreaktors (FDR) kri­
tisch und am 1. Oktober 1968 fand die erste 
Fahrt mit Atomantrieb statt. 

Bei der Brennstoffbeschaffung für den ersten 
Kern gab es zuvor unerwartet Schwierigkei­
ten. Die amerikanische Atomic Energy Com­
mission (AEC), bei der die GKSS den Brenn­
stoff einkaufen wollte, verlangte "detaillierte 
Informationen über die technologischen Ein­
zelheiten der Schiffsreaktoranlage." (24) Die 

GKSS lebnie ab. Man wollte ungestört und oh­
ne Einmischung von Außen die eigene Ent­
wicklung vorantreiben. "Erst als die Hambur­
ger Gesellschaft erwog, das aufbereitete Uran 
aus Großbritannien fiir den beinahe doppel­
ten Kaufpreis zu beziehen, schränkte die AEC 
ihre Forderung dahingehend ein, daß sie sich 
mit einem lückenlosen Bericht über die Be­
triebserfahrungen mit der "Otto Hahn" zufrie­
dengeben würde." (25) 

Otto Hahn auf "Großer Fahrt" 

Nachdem alle Schwierigkeiten beseitigt wa­
ren, konnte die "Otto Hahn" endlich auf "Gro­
ße Fahrt" gehen. In den ersten Jahren hatte es 
die "Otto Hahn" aber schwer, so richtig in 
Fahrt zu kommen: "Bis Ende /969, fast zwei 
Jahre lang, durfte sie keinen ausländischen 
Hafen anlaufen, und auch in den folgenden 
Jahren mußte immer wieder fiir die Zielorte in 
aller Ui!lt eine Sondergenehmigung beantragt 
werden." (25) Um diese Sondergenehrnigun-
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gen zu erhalten "mußte die Bundesregierung 
Garantien bis zu 500 Mio DM fiir einen even­
tuellen Schadensfall übernehmen." (26) 

Jede neue Anlaufgenehmigung wurde dement­
sprechend auch besonders in der Presse her­
vorgehoben. Im Dezember 1976, nach fast 10 
jährigem Dienst, konnten die Betreiber stolz 
melden: "Otto Hahn in Southampton! Damit 
ist Großbritannien das dritte (!) europäische 
Land neben den Niederlanden und Portugal, 
welches der "Otto Hahn" eine Anlaufgeneh­
migung erteilt hat." (27) Was für eine stattli­
che Leistung! 

Die Liste der Häfen, die die "Otto Hahn" im 
Laufe der lljährigeri Betriebszeit angelaufen 
ist, liest sich schon exotisch. Häfen wie Bahia 

Brennelementewechsel auf hoher See: Man/frau beachte 
die enormen Sicherheitsvorkehrungen! 

Blanca, Badar Abass, Nouadhibou, Safax, Te-. 
ma, Tubarao, Durban oder Santos wurden be­
sucht. Aber auch Kapstadt, Rio, Emden und 
Rotterdam. 

Es fallt auf, daß die "Otto Hahn" überwie­
gend solche Länder besuchte, in denen dikta­
torische oder reaktionäre Regierungen an der 
Macht waren. In diese Länder wurde dann 
auch die komplette Atomtechnologie "made 
in Germany" verkauft. Die "Otto Hahn" trat 
dabei als Botschafter der bundesdeutschen 
Atomindustrie auf. "Es ist eine historische Tat­
sache" schreibt Bagge stolz, "daß der Bestel­
lung von deutschen Kraftwerken durch die per­
sische Regierung bei der deutschen Kraft­
werksunion ein Besuch der "Otto Hahn" im 
iranischen Hafen Banda Busher vorausging." 
(1) 

Ähnlich ging es in Argentinien oder Südafri­
ka. Für Südafrika fungierte die "Otto Hahn" 
u.a. als Überbringer von Hochtechnologie 
wie einem "Neutronen-Monitor" 1975 in das 
Raketenzentrum Tsumeb (Namibia). Auch in 
Brasilien "ging der Besuch der "Otto Hahn". 
zeitlich der Bestellung deutscher Kernkraft­
werke bei der Kraftwerksunion durch die dor­
tige Regierung voraus." (1) 

Es blieb aber nicht nur bei diesem Verkauf 
von AKWs. Zwischen der GKSS, der brasilia­
nischen "Comissao National Energia Nucle­
ar (CNEN)", sowie dem "Instituto de Pesqui­
sas Energetica e Nucleares (IPEN)" an der 
Universität Sao Paulo entwickelte sich in den 
70er Jahren eine intensive Zusammenarbeit. 
Die GKSS verschaffte den brasilianischen For­
schern die reaktorphysikalischen Grundlagen 
für den Bau eines Atom-U-Bootes. Dabei 
konnte die GKSS ihre gesammelten Erfahrun­
gen mit dem Bau- und der Erprobung der "Ot­
to Hahn" weitervermitteln. (siehe dazu aus­
führlich den Artikel:"Brasilien - Atom­
macht aus Geesthacht?" in dieser Broschüre) 

Im Herbst 1972, nachdem die "Otto Hahn" 
22000 Seemeilen zurückgelegt hatte, wurde 
der 38 MW FDR-Reaktor abgeschaltet, 12 
Brennelemente mußten erneuert werden. Auf 
einer Hamburger Werft, mit bordeigenen Mit­
teln, wurde dieser Brennelementewechsel vor­
genommen .. Am 27. 3. 1973 wurde der 2. Kern 
erstmals kritisch. (28) Die Kosten übernah­
men nocheinmal das Forschungsministerium 
und die vier Küstenländer, aber zum letzten 
Mal. 

Insgesamt fuhr die "Otto Hahn" 2143 Tage 
und erreichte eine Gesamtbetriebszeit des Re­
aktors von 65000 Stunden. (29) Laut Bagge 
gab es dabei keine "irgendwelche nuklearen 
Schwierigkeiten" (1), obwohl der Reaktor im 
Laufe der Betriebszeit 153 mal schnellabge­
schaltet werden mußte! (30) Das zählte nicht, 
hat doch die "Otto Hahn" bewiesen, "daß der 
Kernenergieantrieb fiir Handelsschiffe jeder 

· Lage gewachsen und vor allem auch sicher 
ist. Das Schiff habe seine Aufgaben" damit 
"technisch erfüllt, heißt es in Bonn" darum. 
(31) 

Das Ende 

Im April 1977 übergab die GKSS das Manage­
ment der "Otto Hahn" an die größte bundes­
deutsche Reederei, die Hapag Lloyd AG, "um 
einer Reederei die Möglichkeit zu geben, ei­
gene Betriebserfahrungen mit einem Kernen­
ergiegetriebenen Schiff zu machen." (29) Der 
Hintergrund für diese Maßnahme war wohl 
eher in den hohen Kosten für neue Brennele­
mente zu sehen. 1978 stand wieder ein Brenn­
elementwechsel bevor und "dies hätte etwa in­
klusive der betrieblichen Unterdeckung fiir 
die nächstertfiirif Jahre 60 Mio. DM gekostet." 
(32) Das Forschungsministerium verlangte ei­
ne Beteiligung von 30 Mio. DM an den Brenn­
stoffkosten. Hapag-Lloyd lehnte ab und die Su­
che nach einer anderen Reederei war vergeb­
lich. Keiner wollte die hohen Kosten für den 
Betrieb der "Otto Hahn" übernehmen. Auch 
die übrige Wirtschaft, vom Forschungsmini­
sterium aufgefordert, war nicht bereit sich an 
den Kosten zu beteiligen. Lediglich 6 bis 7 
Mio. DM bekam das Aufsichtsratsmitglied 



der GKSS Dr. Necker zusammen. (25) Zu we­
nig. Damit war das Aus der "Otto Hahn" be­
siegelt. 

Im Februar 1979 wurde der Reaktor endgültig 
abgeschaltet und die "Otto Hahn" mit Schlep­
pern nach Harnburg gebracht. Im Herbst 79 
wurden die 3144 Brennstäbe des Reaktors aus­
gebaut und alle in das Kernforschungs­
zentrum Karlsruhe gebracht. (33) So jeden­
falls übereinstimmend alle Presseberichte aus 
dieser Zeit. Die GKSS muß sich aber einige 
davon für ihr Nachuntersuchungspro­
grmamm gesichert haben. Denn im GKSS­
Jahresbericht 1981 heißt es, im Widerspruch 
zu den Pressemeldungen: "Im Heißen Labor 
wurden die zerstörungsfreien Untersuchun­
gen an Versuchsbrennstäben aus dem 2. Kern 
der NS Otto Hahn weitergeführt, und mit zer­
störenden Untersuchungen wurde begonnen." 
Zeitlich parallel dazu wurde zwischen 1979 
und 1980 in Zusammenarbeit mit der Kraft­
werksunion ein Programm "Messungen zur 
Tritiumproduktion des FDR" durchgeführt. 

Bevor nun mit der Entsorgung der "Otto 
Hahn" begonnen wurde, ließ man "fast zwei 
Jahre ... aus Gründen der Sicherheit verstrei­
chen, ehe mit der Entfernung des Reaktors be­
gonnen wurde. " (26) Solange strahlte das 
Atomschiff am Reiherstieg-Kaider HDW, mit­
ten im Hamburger Hafen. 

Im Juni 1981 wurd dann der 480 Tonnen schwe­
re Reaktordruckbehälter ausgebaut und mit ei­
nem Schwimmkran zum GKSS-Gelände nach 
Geesthacht gebracht. Dort verschwand der 
strahlende Druckbehälter in einem 13 Meter 
tiefen, ausbetonierten Schacht. Die Wissen­
schaftler der GKSS wollen an diesem Druck­
behälter und an allen anderen radioaktiv ver­
seuchten Teilen der "Otto Hahn" Nachunter- · 
suchungen durchführen. "Wir möchten wis­
sen, warum alles so störungsfrei gelaufen ist'~ 
so Heinrich Schafstall von der GKSS gegen­
über der Presse. (34) Frei nach dem Motto: 
Wir sind selbst überrascht, daß es keinen grö­
ßeren Zwischenfall gegeben hat. 

Diese Arbeiten sollten 1982 beginnen (35) 
und nach Aussage der GKSS "ungefahrlich" 
sein. (33) So ungefiihrlich können diese Ar­
beiten wohl doch nicht sein, wie eine Antwort 
des Hamburger Senats auf eine entsprechende 
Frage der GAL deutlich macht. Dort heißt es 
u.a.: "Um die Strahlendosis der Beteiligten 
möglichst gering zu halten und um den Auf­
wand bei den Experimenten zu reduzieren, 
soll die Radioaktivität noch weiter abklingen. 
Daher wird gegenwärtig an dem Druckbehäl­
ter noch nicht geforscht." (35) Wann die Nach­
untersuchungen beginnen, ist bis heute völlig 
ungewiß. "Besondere Eile werden die Geest­
hachter Forscher, so steht zu erwarten, bei ih­
ren Untersuchungen nicht an den Tag legen. 
Denn die von der Kieler Landesregierung aus­
gestellte Genehmigung "mit radioaktiveem · 

Maierial umzugehen", ist unbefristet", be­
merkte der "Spiegel" schon 1981. (37) 

Endlager Geesthacht 

Da die Genehmigung "für Forschungszwecke 
erteilt wurde" (36) brauchen sich die Geest­
hachter auch keine großen Gedanken über die 
Endlagerung des anfallenden Atommülls zu 
machen. Bei der Demontage der Nuklearan­
lage der "Otto Hahn" gab es erhebliche radio­
aktive Abfiille, die zum großen Teil bis heute 
auf dem GKSS-Gelände gelagert werden. 

Von der "Otto Hahn" wurden "20 Großcon­
tainer mit etwa IBO Tonnen radioaktiver Kom­
ponenten zur GKSS gebracht. Dazu kamen et­
wa 330 überwiegend 400-li.ter-Fässer mit I25 
Tonnen an sonstigen Teilen und der Reaktor­
druckbehälter mit Schildtank. Insgesamt wur­
den außerdem I60 Kubikmeter Systemwasser 
und 320 Kubikmeter Wasch- und Dekontami­
nationswasser forttransportiert." (30) Dieser 
strahlende Müll "müßte - wenn die GKSS 
nicht Forschungszwecke geltend machen könn­
te - eigentlich in eine Spezialdeponie ge­
bracht werden. " (37) Da es eine solche Depo­
nie in absehbarer Zeit nicht geben wird, be­
findet sich heute auf dem Gelände der GKSS 
ein nicht genehmigtes atomares· Endlager! 

Nachdem das Schiff "ohne jede Einschrän­
kungfreigegeben ", d.h. nachdem alle strahlen­
den Teile ausgebaut wurden, verkaufte die 

GKSS den Schiffsrumpf für 2 Mio. DM an die 
Rickmers Werft - Rickmers Reederei GmbH 
in Bremerhaven. Dort ist es als Container­
schiff umgebaut worden und fiihrt heute als 
"MS Novasia Susan" über die Weltmeere. 

Das gesamte Projekt "Otto Hahn" hat seit 
1956 rund 400 Mio. DM verschlungen. Allein 
22 Mio. Mark kosteten die Stillegungsarbei­
ten. (34) Demgegenüber hat die "Otto Hahn" 
an Frachtraten nur "etwa IO Prozent der Ge­
samtkosten wieder eingefahren." (34) Nach­
dem die "Otto Hahn" somit elf Jahre in "tief­
roten Zahlen" gefahren war (39), stellte der 
GKSS-Geschäftsführer Claus Waldherr nach 
Ende der Endsorgung 1982 fest: "Wirtschaft­
lich werde ein nukleargetriebenes Schiff ... ge­
genüber konventionell angetriebenen Frach­
tern erst bei einem im Vergleich zu heute um 
das Drei- bis Vierfache gesteigerten Ölpreis" 
sein. (34) Das war bereits 1956, am Beginn 
der Entwicklung allen Fachleuten bekannt. 
Dazu bedurfte es nicht der jahrelangen Erpro­
bung eines Atomschiffes. Es ging aber ja auch 
nie um den Beweis der Wirtschaftlichkeit von 
atombetriebenen Handelsschiffen. Hinter die­
sem Projekt standen vor allem militärische 
Motive. Es ging um die Aneignung des Know­
Hows zum Bau atombetriebener Kriegsschif­
fe, insbesondere U-Boote. 

Holger 
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Brasilien-

Die Atommacht aus Geesthacht? 
Das Forschungszentrum in Geesthacht ist 
so unscheinbar, daß ihm niemand bisher in 
der Anti-AKW-Bewegung auch nur für das 
BRD-Atomprogramm größere Bedeutung 
beigemessen hätte. Atomforschung in Ge­
esthacht? Nur wenige werden überhaupt ge­
wußt haben, wo Geesthacht liegt. Atomfor­
schung wird in der BRD, wenn überhaupt, 
dann mit Karlsruhe, eventuell noch mit Jü­
lich in Verbindung gebracht. Geesthacht 
schien hier bisher völlig abwegig. 

Mit Brasilien hat die GKSS auf atomarem Ge­
biet die intensivste und am längsten währende 
internationale Zusammenarbeit aufgebaut. 
Soweit sich bisher zurückverfolgen läßt, be­
gann diese Kooperation auf der Grundlage 
des zwischen der BRD und Brasilien abge­
schlossenen "Abkommen über Zusammenar­
beit bei Atom- l#!ltraum- und Elektroniktech­
nologie von 1969': (1) 

1972 reisten 9 Mitarbeiter der GKSS "im Rah­
men der deutsch-brasilianischen Zusammen­
arbeit" für knapp 5 Monate, vom 25. April bis 
15. September, zu einem "Arbeitsseminar" 
nach Brasilien. (2) Damit war der Grundstein 
für eine mehrjährige, zumindest bis 1978 wäh­
rende Kooperation gelegt. Bis dahin werden 
die Kontakte regelmäßig in den Jahresberich­
ten der GKSS aufgeführt. Gleich im Anschluß 
an das Seminar von 1972 statteten die Brasi­
lianer den Deutschen einen Gegenbesuch in 
Geesthacht ab. "Zwei brasilianische Wissen­
schaftler (nahmen) in Geesthacht am kriti­
schen Experiment für das 2. Core des Nukle­
arschiffesOtto Hahn teil." (3) Für 1973 wurde 
eine Fortsetung des 72er Seminars geplant. (3) 

Atom-U-Boot 1992: 
"Für eine schlagkräftige 
Marine" 

Die Teilnahme der brasilianischen Wissen­
schaftler am kritischen Experiment des 2. Re­
aktorkerns des Atomschiffes Otto Hahn zeigt 
bereits, welches gemeinsame Interesse das 
Atomforschungszentrum Geesthacht und Bra­
silien in dieser Kooperation verband. Das In­
teresse galt der Entwicklung nuklearer Schiffs­
antriebe, dem Spezialgebiet der GKSS. Für 
welche Art Schiffe Brasilien an der Entwick­
lung nuklearer Antriebssystem interessiert 
war, ist seit spätestens 1986 so gut wie amt­
lich. Damals gab der brasilianische Marine-
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Der Verdacht aber, daß Geesthacht nicht 
nur für das BRD-Atomprogramm, son­
dern auch internati@ttal · gerade da eine 
wichtige Rolle gespielt haben mag, wo es 
um die Weiterverbreitung einer militäri­
schen Nutzanwendung der Atomtechnolo­
gie ging, wird wohl nur noch jenseits von 
zwischen total abwegig und paranoid ange­
siedelt werden. 
ProÜferation militärisch relevanten Atom­
Know-Hows aus Geesthacht? 

Deutscher Export-Artikel U-Boot 

minister Henrique Saboya erstmals zu, "daß 
die Marine den Bau eines nuklearen V-Bootes 
plant." (4) Die Pläne dafür gehen auf "Anfang 
der 70er Jahre" zurück, genau auf den Zeit­
punkt also, als die Zusammenarbeit mit der 
GKSS begann. Wie aus brasilianischen Be­
richten hervorgeht, verstärkte sich damals 
"das Bestreben um Modemisierung der bra­
silianischen Flotte". Viele Mitglieder des Ad­
miralitätsstabes brachten ein Unbehagen über 
die Abhängigkeit von amerikanischen Waffen­
systemen zum Ausdruck. Unter der Devise: 
"Es gibt keine Großmacht; die nicht über eine 
schlagkräftige Marine verfügt", verkündete 
Saboya als zuständiger Ressortminister da­
mals die Modernisieruiilg der Flotte. (5) 
Auf dem Weg, die Abhä]ngigkeit von den USA 
zu lösen, wandten sie~ die Militärs an die 

Geesthacht ein Gemischtwarenladen für 
atomwaffengierige Militärdiktaturen? 

Zumindest für einen Fall, für die Brasi­
lien-Kooperation der GKSS scheint die Rea­
lität hier abermals das, was sich ein nor­
maler Mensch mit seinem Alltagsbewußt­
sein als solche ausmallt, zu übertreffen. Zur 
Selbstberuhigung zumindest besteht kei­
nerlei Grund. 

BRD. Das Ergebnis wurde von der Bundesre­
gierung 1987 in der Beantwortung einer klei­
nen Anfrage der Grünen im Bundestag bestä­
tigt. Wörtlich heißt es dort: "Das V-Boot-Pro­
jekt mit Brasilien unifaßt die Lieferung von ei­
nem V-Boot, das auf einer deutschen Ui?rft ge­
baut wird und von Materialpaketen für weite­
re drei V-Boote, die mit Lizenz in Brasilien her­
gestellt werden." Bei diesen 4 Schiffen hand­
elt es sich um konventionelle U-Boote. Weiter 
heißt es aber in der Antwort: "Es ist nicht aus­
zuschließen, daß erworbene Fähigkeiten zur 
Entwicklung konventioneller brasilianischer 
V-Boote Einfluß auf die mögliche Entwick­
lung von .V-Booten mit nuklearen Antrieb ha­
ben." (6) 
Das heißt: Explizit wird seitens der Bundes­
regierung nur von 4 Schiffen gesprochen. Im-



plizit wird aber alles weitere offengelassen. 
Auf brasilianischer Seite ist man/frau da direk­
ter. In einer brasilianischen Zeitschrift heißt 
es zu dem Abkommen: "Im Rnhmen eines ~r­
trages ·mit der Bundesrepublik Deutschland 
ging Brasilien den Jteg zur Fertigung von fünf 
(!) Kriegsschiffen, die der brasilianischen 
Flotte in den nächsten Jahren zugeführt wer­
den sollen. Das erste dieser Schiffe, die Tupi, 
steht in der deutschen Jter:fi praktisch vor der 
Fertigstellung und wird im September über­
führt. Drei weitere Schiffe werden in Brasilien 
gebaut, allerdings noch unter deutscher Betei­
ligung. Preis für jede Schiffseinheit: 150 Mio. 
Dollar. Das fünfte Schiff, das vollkommen un­
ter brasilianischer Leitung in den lterftein­
richtungen des "Arsenal da Marinha" in Rio 
de Janeiro gebaut wird, ist auf200 Mio Dollar 
veranschlagt. Alle Schiffe werden mit her­
kömmlichen Kraftstoff betrieben, das fünfte 
aber wird für die Tests mit dem Kernreaktor 
dienen." (7) 

Der Reaktor, von dem hier ganz selbstver­
ständlit:h die Rede ist, wird im "Centro Ex­
perimental de Aramar';', 120km von Sao Pau­
lo entfernt in der Stadt Iper6 gebaut. Er soll 
eine Leistung von 50 MW haben. Weiter heißt 
es: "Der Reaktor ist überdie 'Zeichenbrettpha­
se bereits hinaus, hat bisher 40 Mio Dollar ge­
kostet und verschiedene Bauteile sind bei der 
brasilianischen Industrie in Auftrag gegeben 
worden. Es wird erwartet, daß er 1992 be­
triebsbereit ist und in dem noch zu bauenden 
V-Boot getestet werden kann --'- ein strategi­
sches Ziel der brasilianischen Regierung." (7) 

GKSS im militärischen 
Parallel-Programm nrasiliens 

Der Bau dieses Atom-U-Boot-Reakto'rs ist 
Teil des sogenannten "Parallel-Programms" 
zur Entwicklung der Atomenergie in Brasi­
lien. Dieses Programm wird von der "Comis­
sao National Energia Nudear (CNEN)", 
der brasilianischen Atomforschungs- und Ent­
wicklungsorganisation, unmittelbar in Zusam­
menarbeit mit den verschiedenen Zweigen 
des brasilianischen Militärs (insbesondere 
Marine und Luftwaffe) betrieben. Die Be­
zeichnung "parallel" bringt zum Ausdruck, 
daß dieses Programm neben und unabhängig 
von dem industriellen Atomenergie-Entwick­
lungsprogramm betrieben wird. Es steht di­
,rekt unter militärischer Kontrolle und ist der 
Aufsicht durch die Internationale Atomener­
giebehörde (IAEO), der die Kontrolle über 
die Verbreitung von Kernwaffen obliegt, ent­
zogen. 

Laut dem jährlichen "Spector-Report", dem 
weltweit anerkanntesten und umfassendsten 
Länderbericht zur Weiterverbreitung nuklea­
rer Waffen, ist dieses "Parallel-Programm" 
Brasiliens noch besorgniserregender als das 

Bombengeschäft von 1975, in dem die BRD 
Brasilien einen kompletten industriellen 
Brennstoffzyklus einschließlich Urananrei­
cherungsfabrik und Wiederaufarbeitungsanla­
ge offerierte. (8) Wenn Brasilien sich in den 
nächsten Jahren zur Atommacht aufschwin­
gen sollte, dann über dieses "Parallel-Pro­
gramm". Die Kooperation der GKSS fand nun 
genau in Rahmen dieses "Parallel-Pro­
gramms" statt. Sie lief über die "Comissao 
National de Energia Nuclear (CNEN)" und 
die ihr unterstellten Institute. (9) 

Standorte im militärischen Atomprogramm Brasiliens 
- der !ABO-Kontrolle entzogen 

Am weitesten fortgeschritten sind nach Spec­
tor die Aktivitäten in diesem Programm am 
"Instituto de Pesquisas Energetica e Nudea­
res (IPEN)" der Universität Sao Paulo. Hier 
würden auch die "substantiellen Teile der Ar­
beit" zur Entwicklung nuklearer Antriebssy­
steme für U-Boote unter Kontrolle der brasi­
lianischen Marine erfolgen. (10) 

1972 fand genau hier an der Universität von 
Sao Paulo der "1. Teil des experimentellen Pro­
gramms" des GKSS-Arbeitsseminars statt. 
Wie es scheint, wurden den brasilianischen 
Forscherinnen damals die reaktorphysikali­
schen Grundlagen für deren V-Boot-Projekt 
vermittelt. Der GKSS-Jahresbericht führte zu 

den Inhalten des damaligen Seminars a.us, es 
wäre um "die Leistungserhöhung des dortigen 
Reaktors" gegangen, um "Reaktivitätsmeß­
methoden und die Methodik zur Messung von 
Neutronenflußverteilungen ", um "Bestrah­
lungsversuche zur besseren Ausnutzung des 
Forschungsreaktors", aber auch um "Möglich­
keiten zur ~rwendung von Rauschanalysever­
fahren am Reaktor", sowie "Rnuschmessun­
gen ". Im theoretischen Teil des Seminars wur­
de eine "Einführung in die wichtigsten Codes 
zur Reaktorauslegung" gegeben, wobei kon­
krete Anwendungsbeispiele bereits gerechnet 
wurden. Dazu wurden die wichtigsten Codes 
auf die dortige Rechenanlage übertragen, so 
daß sie dort seitdem für das weitere Arbeits­
programm zur Verfügung stehen. Aber auch 
der Köder für eine weitere Zusammenarbeit 
wurde gelegt. Der Reaktorexperte der GKSS 
"D. Bünemann erarbeitete Vorschläge für das 
weitere Programm der brasilianischen For­
schungsgesellschaft". Dabei soll "äer Bau ei­
nes kleinen Mehrzweck-Reaktors im Vorder­
grund des Interesses" gestanden haben. (11) 

Es stellt sich die Frage, ob es sich bei diesem 
"kleinen Mehrzweck-Reaktor", für derr die 
GKSS hier um Vorschläge angegangen wur­
de, bereits um den Reaktor handelte, der mitt­
lerweile im "Centro Experimental de Ara­
mar" für das brasilianische Atom-U-Boot ge­
baut wird? Was noch geklärt werden muß, ist 
das Ausmaß der Verstrickung der GKSS im 
Detail. Was war der Anteil der GKSS, wenn 
dieses Atom-U-Boot 1992 in Betrieb gehen 
sollte? Ist der Atom-V-Boot-Reaktor, dessen 
Fertigstellung für 1992 erwartet wird, letzten 
Endes insgesamt ein bundesrepublikanisches 
Reaktorkonzept, fußend auf den Erfahrungen 
mit dem Bau des ersten ERD-Atomschiffes 
"NS-Otto-Hahn "? Wird hier jetzt, was für die 
bundesdeutsche Kriegsmarine mit der NS-Ot­
to Hahn nur über Wasser getestet werden konn­
te, nocheinmal im Original gebaut? 

Die V-Boot-Kooperation mag aber noch nicht 
alles gewesen sein. Im Marinezentrum der 
IPEN wird nicht nur an nuklearen V-Boot-Re­
aktoren gearbeitet. Nach Angaben der renom­
mierten brasilianischen Zeitschrift "Folha de 
Sao Paulo" "arbeiten Wissenschaftler des 
Forschungszentrums der Marine und des Insti­
tuts für Nuklearforschung der Universität von 
Sao Paulo schon seit mehreren Jahren an der 
Entwicklung von Atomwaffen." (12) 

Laut Spector wurde hier eine den Safeguards 
der IAEO entzogene Urananreicherungsanla­
ge mit Ultrazentrifugen errichtet, deren Fer­
tigstellung der brasilianische Präsident Sar­
nay 1987 stolz als den "technologischen 
Durchbruch der brasilianischen Wissen­
schaft" feierte und die, nach den Warnungen 
des brasilianischen Atomphysikers Goldem­
berg, die brasilianische Regierung in die Lage 
versetzen wird, in den nächsten 5 Jahren, d.h. 
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bis 1992, die Bombe zu bauen. (13) In Koope­
ration init dem "Institute for Advanced Stu­
dies at the Brasilian Air Forces Aerospace 
Techno1ogy Center" in Sao Jose des Campos 
arbeitet die IPEN auch an modernen Verfah­
ren zur Laser-Anreicherung. Und laut brasilia­
nischen Presseberichten wird bei IPEN, so 
Spector, auch an der Gewinnung von Pluton­
ium gearbeitet. Hierfür besitzt die IPEN -
ebenfalls den Kontrollen der IAEO entzogen 
- Wiederaufarbeitungskapazitäten im Labor­
maßstab. (14) Wie der "Guardian" im Februar 
1982 berichtete, sollen in den IPEN-Wieder­
aufarbeitungslabors seit 1981 jährlich 5 kg Plu­
tonium aufgearbeitet werden. Das wäre ca. ei­
ne Bombe pro Jahr. Anderen Quellen zufolge 
soll die Anlage erst seit 1983 arbeiten und mit 
1982 aus der BRD gelieferten "Heißen Zel­
len" ausgestattet sein. (15) Die Frage nach 
dem Mehrzweck-Reaktor noch einmal ge­
stellt könnte also auch lauten: War dieser Re­
aktor, wenn nicht für das Atom-U-Boot vor­
gesehen, als Plutoniumproduktionsreaktor 
konzipiert? 

Geesthachter Atomforscher 
in geheimer Mission? 

1986 berichtete die renommierte brasiliani­
sche Wochenzeitung ,,Veja" über ein "Geheim­
abkommen aus dem Jahre 1975". Darin "sol­
len sich deutsche Wissenschaftler verpflichtet 
haben, Brasilien bei der Entwicklung einer 
Atombombe zu unterstützen." "Das Abkom­
men sei zwischen deutschen Atomforschern 
und brasilianischen Militärs mit Verbindun­
gen zu den Geheimdiensten parallel zum 
deutsch-brasilianischen Atomabkommen ab­
geschlossen worden. " (16) Weiter hieß es in 
den Pressemeldungen: "So sollen deutsche 
Forscher an dem Bau eines Atomreaktors für 
brasilianische U-Boote beteiligt sein. Ferner 
werde an der Anreicherung von Uran durch 
Laserstrahlen gearbeitet, wobei Uran-235 ge­
wonnen werde, das explosionsfähig sei. 
Schließlich werde an einem weiteren Verfah­
ren gearbeitet, der sogenannten Zentrifugen­
methode zur Gewinnung von angereichertem 
Uran. "Berichtet wird auch von einen! "Team'; 
"das unter deutscher Beteiligung die erforder­
lichen Anlagen für Atombombentests baute". 
Dieses "Team" habe inzwischen seine Arbei­
ten abgeschlossen. Das für Atombombentests 
geeignete militärische Testgelände Cachimbo 
befindet sich nach Recherchen der brasiliani­
schen Zeitungen "Fohla de Sao Paulo" und 
,,Veja" im nordöstlichen brasilianischen Bun­
desstaat Para und ist mit 4,5 Mio ha größer als 
das gesamte Staatsgebiet der Niederlande. 
Auf diesem Gelände befindet sich ein 320 Me­
ter tiefer und ein Meter breiter Schacht, der 
für unterirdische Atombombentests tauglich 
sei. (16) 

In Brasilien haben diese Veröffentlichungen 
über die deutsch-brasilianische Militärkoope-
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ration inzwischen Kreise gezogen. Der Sena­
tor Eanes Farias von der an der Regierung be­
teiligten Demokratischen Partei forderte die 
Einsetzung eines Senatsausschusses, der die 
durch die Veröffentlichung aufgeworfenen 
Fragen untersuchen soll. In einem dem brasi­
lianischen Staatspräsidenten übergebenen Fra­
genkatalog wurde Aufklärung darüber gefor­
dert, ob sich die Militäranlage in Cachimbo 
für Atomtests eigne, bzw. dafür vorgesehen 
sei und ob in einem geheimen deutsch-brasi­
lianischen Nuklearabkommen der Bau von 
Anlagen "für Tests von Atomsprengköpfen zu 
kriegerischen Zwecken" vereinbart worden 
sei. (16) 

Auch in der Bundesrepublik stände hierüber 
Aufklärung an; insbesondere auch für die Wis­
senschafterinnen vom Atomforschungs­
zentrum in Geesthacht. Immerhin: Von 9 
Atomforschern aus Geesthacht ist namentlich 
bekannt, daß sie zumindest an einem Projekt 
des brasilianischen "Parallel-Programms" -
dem zum Bau eines atomaren U-Boot-Reak­
tors - unterstützend mitgewirkt haben. In der 
Mitwirkung an diesem Projekt haben sie an 
dem gleichen Institut gearbeitet und das heißt, 
auch potentiell mit den gleichen Leuten zu­
sammengearbeitet, die über die Urananreiche­
rung bzw. Plutonium-Wiederaufarbeitung mit 
der Gewinnung von Atomwaffenspaltstoff be­
schäftigt sind. Wenn sie selbst an diesen Pro­
jekten zum Bau der brasilianischen Atombom­
be nicht mitgewirkt haben sollten - was noch 
erst zu klären wäre - warum ist von ihnen 
dann nicht aufgrund ihres intimen Einblicks· 
in die brasilianischen Atomwaffenforschungs­
stätten über Stand und Ausmaß des A-Waffen­
prÖgramms Alarm geschlagen worden? 

Da es sich nach den Berichten der ,,Veja" hier 
nicht nur um ein Programm für eine brasilia­
nische Atombombe handelt, sondern um eine 
deutsch-brasilianische Militärkooperation zu 
dem es ein Geheimabkommen geben soll, 
stellt sich aber auch die Frage: Wer waren 
bzw. sind die politisch verantwortlichen Hin­
termänner auf bundesdeutscher Seite? Zum 
vermeintlichen Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses 1975 regierte die Sozialliberale Koa­
lition. Bundeskanzler war Helmut Schmidt, 
Außenminister Hans-Dietrich Genscher, Bun­
desminister für Verteidigung Georg Leber, 
Bundesminister für Forschung und Technolo­
gie Hans Matthöfer. 
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CHT BRD 
Fünf Gründe für eine Kampagne 
Atomwaffenverzicht ins Grundges.et.z 

Moment mal. Hat die BRD nicht längst auf 
Atomwaffen verzichtet? Ist es nicht gerade un­
sinnig, in das Grundgesetz festschreiben zu 
wollen, was angeblich schon heute die erklär­
te Grundlage aller BRD-Politik ist? Wer so 
fragt, hat nur scheinbar recht. Warum es sich 
lohnt, für die Durchsetzung eines vollständi­
gen und dauerhaften Atomwaffenverzichts 
auf die Straße zu gehen - das wollen wir im 
folgenden erläutern. 

1. Ein aktuelles Anliegen 

Kurze Rückblende auf den Sommer 1987: Ge­
radezu verbissen hält die Bundesregierung 
daran fest, die Pershing I A-Raketen als "Dritt~ 
staaten-Systeme" (d.h. als BRD-Atomwaf­
fen) aus den Genfer Verhandlungen herauszu­
halten. Als "Drittstaat" bezeichnete man bis 
dahin allein die Atommächte Großbritannien 
und Frankreich. Mit der Selbsttitulierung der 
Bundesrepublik als "Drittstaat" hatte die Bun­
desregierung ganz offen den Anspruch auf 
nukleare Ebenbürtigkeit mit Großbritannien 
und Frankreich angemeldet. 

Weitgehend unbemerkt, jedoch mit gleicher 
Zielrichtung, änderte 1988 die CDU ihr 
Grundsatzprogramm. Zwar wird in den Be­
schlußunterlagen die Formulierung "Europäi­
sche Atomstreitmacht" tunliehst vermieden. 
Doch was sonst kann gemeint sein, wenn nun­
mehr die Christdemokraten Frankreich und 
Großbritannien auffordern, ihr nukleares Po­
tential in eine gemeinsame "Europäische Si­
cherheitsunion" einzubringen, über deren 
Einsatz auf längere Sicht ein "Europäischer 
Verteidigungsrat" zu entscheiden hat? 

Auf leisen Sohlen suchen derzeit maßgebliche 
Kreise dieses Landes den nichtnuklearen Sta­
tus der BRD aufzuweichen. Mit ausdrückli­
cher Zustimmung der Bundesregierung wer­
den darüber hinaus die Atomwaffenprogram­
me Frankreichs und Großbritanniens aufge­
bläht, um baldmöglichst die abgezogenen 
amerikanischen CruiseMissiles und Pershing­
li-Raketen zu ersetzen. Unter dem Stichwort 
"Errichtung des westeuropäischen NA-
1D-Pfeilers" werden inzwischen auch in Lon­
don und Paris Stimmen laut, die die Einbin­
dung der BRD in die westeuropäische Atom­
aufrüstung befürworten. 

Westeuropa zur nuklearen Supermacht aus­
bauen: Das erhöht für uns alle die Gefahr ei­
nes nuklearen Holocaust und ist fürwahr die 
destruktivste aller möglichen Antworten auf 
die Abrüstungsvorschläge der UdSSR. 

Während die Bundesregierung mit dem 
Projekt einer westeuropäischen Atom­
macht den Abstand zur eigenen Atomwaffe 
zu verringern sucht, wollen wir die Voraus­
setzung schaffen für Atomwaffenfreiheit 
bei uns und in ganz Europa. Die Forderung 
und Kampagne ;,Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz" dient dem Ziel, die "europäi­
sche" Bombe und jegliche Nuklearoption 
der BRD dauerhaft zu verhindern. 

Die aktuelle Bedeutung unserer Forderung 
wird übrigens auch von der CDU nicht bestrit­
ten. Deren außenpolitischer Sprecher Karl 
Lammers kritisierte erst kürzlich den grund­
gesetzlichen Atomwaffenverzicht mit den 
Worten, dahinter stehe "das grundsätzliche 
Nein zur atomaren Abschreckung. Für die 
deutsch-französische Zusammenarbeit wäre 
das jetzt ein völlig falsches Signal ... " 

2. Das zivil-militärische 
Atomprogramm 

In technischer Hinsicht ist die BRD seit lan­
gem ein Atomwaffenstaat auf Abruf. 1986 er­
klärte der ehemalige Forschungsminister 
Hauff: "~r die Bombe will, der kann die be-

stehenden Anlagen, die es in der Bundesrepu­
blik gibt, nutzen und ist in der Lage, in einem 
relativ überschaubaren Zeitraum eine solche 
Atombombe zu bauen. Ich habe das untersu­
chen lassen in der Zeit, als ich Bundesminister 
für Forschung war. Ich bin sicher, tklß sich 
seither die Infrastruktur nicht verschlechtert 
hat. Sie hat sich eher verbessert. " 

Heute setzen von allen Nichtatomwaffen­
staaten der Welt nur noch Japan und die BRD 
auf den großtechnischen Ausbau der Pluto­
niumwirtschaft. Nach Kalkar, Wackersdorf, 
Karlsruhe und Hanau fließen staatliche Milli­
ardenzuschüsse, für die es eine energie- oder 
wirtschaftspolitische Begründung schon lan­
ge nicht mehr gibt. Einzig und allein aus mi­
litärstrategischer Sicht macht der Ausbau der 
Plutoniumindustrie heute noch einen Sinn. 
Denn bereits die Existenz dieser Anlagen ver­
schafft den Militärs die Möglichkeit, auf dem 
Parkett der internationalen Nukleardiplo­
matie mit einem deutschen Alleingang zu dro­
hen, falls die NATO-Verbündeten nicht frei­
willig mehr nukleare Mitbestimmung gewäh­
ren. 

Mit der Kampagne "Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz" wird die Behauptung der 
Bundesregierung, Wackersdorf, Kaikar 
und Hanau dienten ausschließlich friedli­
chen Zielen, auf den Prüfstand gestellt. Un­
ser Anliegen macht keine Atomanlage siche­
rer und ersetzt nicht den Kampf um den 
schnellstmöglichen Ausstieg aus der Atom­
energie. Die Auseinandersetzung um unse­
re Forderung kann und soll allerdings dazu 
beitragen, die Frage nach der militärischen 
Bedeutung der BRD-Atomanlagen zu entta~ 
buisieren und soniit die gesellschaftlichen 
Bedingungen für den Ausstieg aus der 

ausgesprochen positiv zu der 
~mpagne. Das ist das, was man imAugen­
b~lc.k noch machen kann,um die Zukunft ei-
m~e~maßen zu sichern, absolute Sicher­
h~lt ISt auch ein solches Grundgesetzverbot 
mcht: Gerade auch die politische Debatte 
~m eme ~olche Kampagne ist wichtig, da 
Sich dabei ~uch die Geister scheiden wer­
d~n - es Wird klar, wer sich die Option auf 
e~gern: Atomwaffen offenhalten will _ das 
halte ICh für höchst interessant. 
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Atomenergie zu verbessern. Solange die 
Bundesregierung sich die Option auf eige­
ne oder westeuropäische Atomwaffen offen­
hält, wird es einen Ausstieg aus der "zivi­
len" Atomenergie ohnehin nicht geben kön­
nen. 

3. Die Lücken 
im Atomwaffenverzicht 

Nach offizieller Sprachregelung ist der grund­
gesetzliche Atomwaffenverzicht überflüssig, 
da die BRD schon 1954 im Rahmen der West­
europäischen Union sowie 1974 mit der Rati­
fizierung des Atomwaffensperrvertrages voll­
ständig auf Atomwaffen verzichtet habe. Wer 
die Vertragstexte unter die Lupe nimmt, er­
kennt sofort, daß diese Aussage nicht stimmt. 

Zwar ist es zutreffend, daß der Atomwaffen­
sperrvertrag der BRD jede Verfügungsgewalt 
über Atomwaffen untersagt. Das Instrumenta­
rium dieses Vertrages reicht aber nicht aus, 
um die besonders in der deutsch-französi­
schen ,,Waffenbrüderschaft" angelegten ver­
hängnisvollen Entwicklungen zu stoppen. So 
wird durch den Atomwaffensperrvertrag we­
der eine bundesdeutsche A-Waffenforschung 
oder die Entwicklung einzelner Sprengkopf­
Komponenten untersagt. Erlaubt ist ebenfalls 
eine Unterstützung der militärischen Nuklear­
programme in Frankreich, Großbritannien 
oder den USA mit BRD-P1utonium, Trägersy­
stemen oder Know-How. Selbst die Möglich­
keit einer Euroöpäischen Atomstreitmacht 
wurde in einer Zusatzerklärung zum Sperrver­
trag unter bestimmten Bedingungen als ver­
tragskonform bezeichnet. 

Im Unterschied zum Grundgesetzt enthält der 
Atomwaffensperrvertrag zudem eine Rück­
trittsklausel, derzufolge jeder Unterzeichner­
staat bei Gefährdung seiner höchsten Interes­
sen vom Vertrag zurücktreten kann. Für die 
Bundesrepublik bedeutsam ist darüber hinaus 
eine Sonderregelung, derzufolge der Vertrag 
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im Kriegsfall automatisch außer Kraft tritt. 
Denn auch die bis heute praktizierte Ausbil­
dung von Bundeswehrsoldaten an Atomwaf­
fen und Atomwaffeneinsätzen und die NA10-
interne Regelung, derzufolge nach Freigabe 
durch den US-Präsidenten im Ernstfall auch 
der Bundeswehr Atomsprengköpfe überlas­
sen werden - all dies wird durch den Atom­
waffensperrvertrag in keiner Weise untersagt. 

Last not least wurde der ursprünglich unbefri­
stet konzipierte Vertrag auf besonderes Drän­
gen der BRD seinerzeit auf eine Laufzeit von 
25 Jahren begrenzt. 1995 wird in Genf eine in­
ternationale Konferenz darüber befinden, ob 
der Vertrag verlängert wird oder nicht. 

Der "Atomwaffenverzicht" von 1954 ist noch 
lückenhafter: Verzichtet wurde damals aus­
schließlich auf die Produktion kompletter 
Atomwaffen auf bundesdeutschem Territori­
umm. Nicht verzichtet wurde auf den Erwerb 
oder Besitz von Atomwaffen oder deren Her­
stellung im Auftrag der BRD auf dem Gebiet 
eines anderen Staates. Der Verzicht gilt dar­
über hinaus nicht international, sondern nur 
gegenüber den Staaten der Westeuropäischen 
Union. Mit anderen Worten: Falls der Atom­
waffensperrvertrag 1995 ausläuft, könnte die 
Bundesregierung auf Grundlage der Erklä­
rung von 1954 eigene Atomwaffen uneinge­
schränkt erwerben- bzw. fulls die WEU-Part­
ner zustimmen - auch national produzieren. 
Die ~rklärung von 1954 ist nicht ein Argu­
ment gegen, sondern ein Argument für die Er­
hebung eines vollständigen Atomwaffenver­
zichts in den Verfassungsrang. 

Aber auch die Lücken des Sperrvertrages 
sind denen, die sie nur allzugerne ausnüt­
zen, wohlbekannt. Um neue deutsche Atom­
machtambitionen zu stoppen, ist dieser Ver­
trag ein gewisses Hindernis, aber keine si­
chere und endgültige Schranke. Die grund­
gesetzliche Verankerung des BRD-Atom­
waffenverzichts wäre demgegenüber der 
wirkungsvollste Schritt, um den nicht-nuk­
learen Status der Bundesrepublik auf lan­
ge Sicht zu sichern und die Bonner Betei­
ligung an einer westeuropäischen Bombe 
zu verhindern. Zweifellos würde ein derar­
tiger Schritt darüber hinaus auch interna­
tional die Nichtverbreitungspolitik erheb­
lich stärken. 

4. Der nukleare Geltungsdrang 

Immer wieder haben maßgebliche Kreise die­
ses Landes klargemacht, daß sie sich ungeach­
tet der jüngeren Geschichte mit dem nicht-nu­
klearen Status der BRD nicht zufriedenge-
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ben. 1958 beschloß der Bundestag trotz hefti­
ger Gegenwehr, die Bundeswehr mit Atom­
waffen auszurüsten und auf den Atomkrieg zu 
trimmen. Bis heute gilt, daß nach Freigabe 
der Sprengköpfe durch den US-Präsidenten 
die Bundeswehr "gleichberechtigt" am Atom­
krieg teilnimmt. Bis 1966 war die Teilhaber­
schaft an einer Multilateralen Atomstreit­
macht (MLF) das außenpolitische Ziel Nr. 1 
der Regierung Erhard. Kein Wunder also, daß 
in den Jahren darauf der BRD-Beitritt zum 
Atomwaffensperrvertrag über Jahre hinweg 
in Frage gestellt bzw. bekämpft wurde. 

Trotz vielfaltigster diplomatischer Bemühun­
gen westlicher Regierungen verweigerte die 
Bundesregierung unter Kanzler Kiesinger 
(CDU) die Unterzeichnung dieses Vertrages. 
Die Regierung Brandt/Scheel unterschrieb 
ihn 1969 unter dem Vorbehalt, daß er eine 
westeuropäische Atomstreitmacht nicht ver­
hindern dürfe. Nichtsdestoweniger wurde 
auch dieser Schritt 1969 von der CDU und ih­
rem damaligen Sprecher Stoltenberg heftig 
kritisiert. Die Ratifizierung des Atomwaffen­
sperrvertrages durch den deutschen Bundes­
tag wurde 1974 von Manfred Wörner, den heu-

tigen Ministern Kiechle, Zimmermann und 
Schneider, den Ministerpräsidenten Wall­
mann und Strauß sowie den heute noch ein­
flußreichen Unionspolitikern Dregger, Spil­
ker, Waigel, Miltner, Biele, Abelein, Spran­
ger, Probst, Lenzer, Narjes und 78 weiteren 
Abgeordneten abgelehnt. 

Die Auseinandersetzung um die Pershing I A 
hat gezeigt, daß der nukleare Geltungsdrang 
maßgeblicher Bonner Kreise nicht nachgelas­
sen hat. 

Verändert hat sich mittlerweile jedoch das öf­
fentliche Bewußtsein in Bezug auf die militä­
rische und die zivile Atompolitik. Verändert 
haben sich mit dem Amtsantritt Gorbat-

Anti-AKW-Demonstration in Hanau 1986 

schows ebenfalls die außenpolitischen Rah­
menbedingungen. 

Der Beitritt der BRD zum Sperrvertrag er­
folgte Widerstrebend - nicht freiwillig, aus 
innenpolitischer Einsicht, sondern als Zu­
geständnis an die außenpolitischen Rah­
menbedingungen. Die Kampagne "Atom­
waffenverzicht ins~ Grundgesetz" hingegen 
zielt diesbezüglich auf eine einseitige, innen­
politisch verankerte Vorleistung. Die Chan­
cen einer diesbezüglichen Mobilisierung 
sind heute günstiger als jemals zuvor. 

5. Ein positives Signal! 

Die Kampagne ms 
Grundgesetz!" hat LW'<l""''~'uu'''"' eine begrenz-
te Reichweite. Sie auf eine atomwaffen-
freie BRD, ohne den gegen die Lage-

Weise radikal: 

von US-Atomwaffen 
abzu-

für ein Europa ohne 
britische und französi-

Anliegen auf seine 

* Es fordert von Buqdc~snegierumg 
destag, mit der llUJUC,aiCII !"lcUIUMUIII( 

und im eigenen Korr!v1ete:nz'bet·eic:h 
gen. 

deutsche 

"Atomwaffenverzicht ins Grundgesetz" be­
deutet: 
- die Bundeswehr zu denuklearisieren 
- als Voraussetzung für eine atomwaffen-
freie Bundesrepublik die nukleare Option für 
die BRD auf Dauer zu schließen 
- der Europäischen Atomstreitmacht und all 
ihren Vorformen eine Absage zu erteilen 
- jegliche materielle oder finanzielle Unter­
stützung bei der Produktion von Atomwaffen 
eines anderen Landes zu verbieten , 
- das Instrumentarium der globalen nuklea­
ren Nichtweiterverbreitungspolitik zu stärken. 
* Es fordert damit etwas für Deutsche beson­
ders Untypisches: Den freiwilligen Verzicht 
auf das Attribut einer Großmacht. Unser An­
liegen tritt insofern einer nicht unpopulären 
Ideologie entgegen, die der Atomwaffen-Lieb­
haber F.J. Strauß auf den Punkt brachte mit 
der Drohung, es könne auf Dauer "kein 
Deutschland geben, das wirtschaftlich ein Rie­
se und politisch ein Zwerg ist". 50 Jahre nach 
dem deutschen Überfall auf Polen grassiert in 
der BRD die Tendenz, "endlich" aus dem 
Schatten Hitlers herauszutreten, Bundeswehr­
soldaten in alle Welt schicken und möglichst 
auch die restlichen "Diskriminierungen" 
über Bord werfen zu dürfen. All jenen Groß­
machtgelüsten setzt die Forderung nach frei­
willigem Atomwafffenverzicht die bessere 
Lehre aus der deutschen Vergangenheit entge­
gen. 

Natürlich lassen sich auch Verfassungs­
grundsätze revidieren oder umgehen. Eine 
gesellschaftlich erkämpfte Verfa:::sungsän­
derung wird aber gerade auf diesem Gebiet 
das Maß an öffentlicher Sensibilität und 
Mobilisierung zur Folge haben, das letzt­
lich als einzige Instanz die Einhaltung eines 
Atomwaffenverzichts garantiert. 
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N azi-Forscher, die für Hitler an der Atombombe ar­
beiteten, bekommen von Adenauer und Strauß 

nach nur zehnjähriger Unterbrechung neue Wirkungs­
möglichkeiten. Im Atomzentrum drängen sie auf die 
schnellstmögliche Plutoniumproduktion, schaffen sie 
die notwendige Infrastruktur. Ihr spezielles Interesse 
gilt der Funktionsweise der Wasserstoftbombe - es 
heißt, das NS-Atomprogramm sei näher an der H-Bom­
be dran gewesen als Los Alamos zur gleichen Zeit. Ihr 
Know-How publizieren sie in Organen der rechtsextre­
mistischen Europäischen Arbeiterpartei (EAP) alias 
"Patrioten für Deutschland". In Brasilien arbeiten sie 
Wissenschaftler und Ingenieure ein, die unter militä­
rischem Kommando erklärtermaßen die Bombe ent­
wickeln sollen: das Testgelände für die deutsch-brasi­
lianische Bombe ist schon vorbereitet. Solche Filme 
sieht man gelegentlich im Spätprogramm. Nur geht es 
hier um die keineswegs fiktive Geschichte des Atom­
zentrums Geesthacht. Den Akteuren kann nicht abge­
sprochen werden, daß sie die Klischees, die über sie 
existieren, übertroffen haben. 

Auszug aus dem Geleitwort von 
Detlef zum Winkel: FILMREIF 


